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HINWEISE FUR INTERESSENTRAGER

DER AUSTRITT DES VEREINIGTEN KONIGREICHS UND DAS EU-BEIHILFERECHT

Seit dem 1. Februar 2020 ist das Vereinigte Konigreich kein Mitgliedstaat der
Europdischen Union mehr, sondern ein ,,Drittland“.1 Im Austrittsabkommen? war ein
Ubergangszeitraum  vorgesehen, der am 31. Dezember 2020 endete. Das
Austrittsabkommen sah in einigen Fallen auch Trennungsbestimmungen am Ende des
Ubergangszeitraums vor.

Alle interessierten Parteien werden zunachst in Teil A auf die seit dem Ende des
Ubergangszeitraums geltende Rechtslage hingewiesen. AnschlieBend werden in Teil B
die in Nordirland nach Ende des Ubergangszeitraums anwendbaren Vorschriften
erlautert.

A. SEIT DEM ENDE DES UBERGANGSZEITRAUMS ANWENDBARE VORSCHRIFTEN

1. BEIHILFEVERFAHREN

Seit dem Ende des Ubergangszeitraums erfolgt die Kontrolle staatlicher Beihilfen
durch die EU nicht mehr fir vom Vereinigten Konigreich gewahrte staatliche
Beihilfen, aulRer wenn diese den Handel zwischen Nordirland und der Européischen
Union beeintrachtigen, der dem Protokoll zu Irland/Nordirland unterliegt.> Die
Européische Kommission wird daher nicht mehr befugt sein, etwaige vom
Vereinigten ~ Konigreich  nach  diesem  Datum  gewahrte  staatliche
BeihilfemaRnahmen zu priifen und Beschliisse dariiber zu fassen. Daher kdnnen
Interessentrager fortan bei der Européischen Kommission keine férmlichen
Beschwerden in Bezug auf solche Malinahmen mehr einreichen.

Ein Drittland ist ein Land, das nicht Mitglied der Europdischen Union ist.

Abkommen Uber den Austritt des Vereinigten Kénigreichs Grof3britannien und Nordirland aus der
Europdischen Union und der Européischen Atomgemeinschaft (ABI. L 29 vom 31.1.2020, S. 7) (im
Folgenden ,,Austrittsabkommen*).

Einzelheiten zu den beihilferechtlichen Bestimmungen des Protokolls zu Irland/Nordirland sind
Teil B der vorliegenden Mitteilung zu entnehmen.



Fir staatliche Beihilfen, die das Vereinigte Konigreich vor dem Ende des
Ubergangszeitraums gewahrt hat, gelten folgende Regeln:

GemalR Artikel 92 Absatz 1 des Austrittsabkommens bleibt die Européische
Kommission dafiir zustandig, laufende Verfahren® in Bezug auf staatliche Beihilfen
des Vereinigten Konigreichs fortzusetzen.

GemalR Artikel 93 Absatz 1 des Austrittsabkommens bleibt die Européische
Kommission auch befugt, neue Verwaltungsverfahren in Bezug auf vom
Vereinigten Konigreich vor Ende des Ubergangszeitraums gewdhrte staatliche
Beihilfen einzuleiten. Eine solche Einleitung muss allerdings innerhalb von vier
Jahren nach Ende des Ubergangszeitraums erfolgen.

Gemall Artikel 95 Absatz 1 des Austrittsabkommens sind die Beschliisse der
Europdischen Kommission in diesen Fallen fur das Vereinigte Konigreich
rechtsverbindlich und vollstreckbar.

Dariiber hinaus behélt die Européische Kommission das Recht, bei Nichtbefolgung
solcher Beschliisse den Gerichtshof der Europdischen Union (im Folgenden
,EuGH*) anzurufen. Die Klage ist innerhalb von 4 Jahren nach Ende des
Ubergangszeitraums oder nach dem Datum des betreffenden Beschlusses zu
erheben, je nachdem, welcher Zeitpunkt spater liegt.” Die diesbeziiglichen Urteile
des Gerichtshofs sind fiir das Vereinigte Konigreich rechteverbindlich und
gegeniiber diesem vollstreckbar.

Daher konnen Interessentrager die Europédische Kommission auch weiterhin mittels
einer formlichen Beschwerde oder auf anderem Wege Uber mutmaBlich
rechtswidrige staatliche Beihilfen informieren, die das Vereinigte Konigreich vor
Ende des Ubergangszeitraums gewahrt hat. Dies gilt auch fur Falle, in denen solche
Beihilfen erst zu einem spateren Zeitpunkt ausgezahlt oder anderweitig dem
Begunstigten zuteil werden, sofern der rechtliche Anspruch auf die Beihilfe dem
Begiinstigten vor Ende des Ubergangszeitraums eingeraumt wurde.

MATERIELLRECHTLICHE BESTIMMUNGEN UBER STAATLICHE BEIHILFEN

In Ausnahmeféllen zdhlen zu den Kriterien, die in den Leitlinien der Europdischen
Kommission als Voraussetzung fiir die Vereinbarkeit einer staatlichen Beihilfe mit
dem Binnenmarkt festgelegt sind, auch die Zusammenarbeit zwischen EU-
Mitgliedstaaten und/oder eine EU- oder EWR-Dimension.® Nach Ende des
Ubergangszeitraums wird das Vereinigte Konigreich nicht mehr auf diese Kriterien

Als ,laufende Verfahren“ gelten Verfahren, denen vor dem Ende des Ubergangszeitraums eine
interne  Fallnummer zugewiesen wurde (siehe Artikel 92 Absatz3 Buchstabea des
Austrittsabkommens).

Artikel 87 Abséatze 1 und 2 des Austrittsabkommens.
Beispielsweise sehen bestimmte Instrumente fir den Fall der grenziibergreifenden Zusammenarbeit

zwischen EU-Mitgliedstaaten und/oder mit Vertragsparteien des EWR hohere Beihilfeintensitaten
vor.



angerechnet, und die Mitgliedstaaten mussen dies bei neuen Beihilfen, die nach den
einschlagigen Bestimmungen gewéhrt werden, gebuhrend berticksichtigen.

Was die Auswirkungen auf Unternehmen anbelangt, die von bestehenden
Beihilferegelungen profitieren, so gibt es fur bestimmte Akteure im
Seeverkehrssektor  unmittelbare  Konsequenzen. Ab  dem Ende des
Ubergangszeitraums gelten Schiffe, die im Vereinigten Konigreich registriert sind,
nicht mehr als unter ,,EWR-Flagge* fahrend. Dies kann fiir Reedereien folgende
Auswirkungen nach sich ziehen:

Reedereien konnen u. U. die Vorgaben nationaler Tonnagesteuerregelungen, die sie
verpflichten, den Anteil ihrer Flotte unter EWR-Flagge zu erhdhen oder zumindest
zu halten und/oder bestimmte Mindestanforderungen im Hinblick auf die EWR-
Flagge zu erfillen, nicht langer erfullen. Das gilt auch flr
Schiffsmanagementgesellschaften (falls zutreffend).”

Dadurch konnen Reedereien nationale Regelungen, die eine (teilweise) Befreiung
von Lohnnebenkosten fir die Beschaftigung von Seeleuten auf Schiffen, die in
einem Mitgliedstaat registriert sind, vorsehen, madglicherweise nicht langer in
Anspruch nehmen. Seit dem Ende des Ubergangszeitraums fallen auf britischen
Schiffen tatige Seeleute nicht mehr unter solche Regelungen. Daruiber hinaus sind
Staatsangehorige des Vereinigten Konigreichs, die als Seeleute auf Schiffen
beschéftigt sind, die in einem Mitgliedstaat registriert sind, in bestimmten Féllen
(z. B. Seeleute auf Schiffen, die im Passagier-Linienverkehr zwischen Hafen der
Union tétig sind) nicht mehr forderfahig.®

Daher wird Interessentrdgern Seeverkehrssektor empfohlen, ihre Situation vor dem
Hintergrund dieser Veranderungen zu Gberprufen.

B. ANWENDBARE VORSCHRIFTEN FUR BEIHILFEN, DIE DEN HANDEL ZWISCHEN
NORDIRLAND UND DER EUROPAISCHEN UNION BEEINTRACHTIGEN

Seit dem Ende des Ubergangszeitraums gilt das Protokoll zu Irland/Nordirland.® Das
Protokoll zu Irland/Nordirland bedarf einer regelméBigen Zustimmung der
parlamentarischen  Versammlung fur  Nordirland, wobei der anféngliche
Anwendungszeitraum 4 Jahre nach Ablauf des Ubergangszeitraums endet.'

Nach dem Protokoll zu Irland/Nordirland sind einige Bestimmungen des EU-Rechts auch
auf das Vereinigte Konigreich und im Vereinigten Konigreich in Bezug auf Nordirland
anwendbar.

! Siehe Abschnitt 3.1 der Mitteilung C(2004) 43 der Kommission — Leitlinien der Gemeinschaft fur
staatliche Beihilfen im Seeverkehr (ABI. C 13 vom 17.1.2004, S. 3) (,,Seeverkehrsleitlinien®).

Siehe Abschnitt 3.2 der Seeverkehrsleitlinien.
o Artikel 185 des Austrittsabkommens.

10 Artikel 18 des Protokolls zu Irland/Nordirland.



Nach Artikel 10 des Protokolls gelten ,,in Bezug auf MalBnahmen, die den diesem
Protokoll unterliegenden Handel zwischen Nordirland und der Union beeintrachtigen, ...
flir das Vereinigte Konigreich die in Anhang5 dieses Protokolls aufgefiihrten
Bestimmungen des Unionsrechts, auch hinsichtlich MalRnahmen zur Foérderung der
Erzeugung von und des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen in Nordirland.“**

Dies bedeutet, dass die EU-Beihilfevorschriften weiterhin fur die EU-Mitgliedstaaten
sowie fur das Vereinigte Konigreich gelten, wenn es sich um Beihilfen handelt, die sich
auf den Handel zwischen Nordirland und der Européischen Union auswirken, der dem
Protokoll zu Irland/Nordirland unterliegt. Gemall dem Protokoll gelten diese Regeln fir
den Warenhandel und den StromgroRhandelsmarkt.’> Die Européische Kommission
sowie der EuGH und das Gericht (im Folgenden ,,Unionsgerichte) bleiben fiir solche
Beihilfen zustandig.™

In Abschnitt 1wird zundchst auf den Anwendungsbereich des Artikels 10 des Protokolls
zu Irland/Nordirland eingegangen und der Begriff der Beeintrachtigung des Handels auf
der Grundlage der von den Unionsgerichten entwickelten Grundsétze prézisiert.
Abschnitt 2 dieses Teils der Mitteilung enthélt einige Erlauterungen zu Artikel 5
Absatz 6 des Protokolls zu Irland/Nordirland. Diese Erlauterungen sind nicht
erschopfend. Ihr Zweck ist es vielmehr, den Gerichten der EU-Mitgliedstaaten und des
Vereinigten Konigreichs Orientierungshilfen fir die Anwendung des Begriffs der
Beeintrachtigung des Handels zwischen Nordirland und der Union zu geben.

1. ARTIKEL 10 DES PROTOKOLLS ZU IRLAND/NORDIRLAND.

Artikel 10 des Protokolls zu Irland/Nordirland ist lediglich auf MaBnahmen
anwendbar, die den Handel zwischen Nordirland und der Union beeintréchtigen, der
dem Protokoll zu Irland/Nordirland unterliegt, d. h. auf den Warenhandel und den
Strombinnenmarkt.**

Dies bedeutet jedoch nicht, dass nur staatliche BeihilfemalBnahmen im
Zusammenhang mit der Produktion von und/oder dem Handel mit Waren
(einschlieBlich Landwirtschaft und Fischerei, siehe unten) oder im Zusammenhang
mit dem Strombinnenmarkt zu untersuchen waren. Vielmehr kann jede 6ffentliche
Unterstitzung fir eine Wirtschaftstatigkeit in den Anwendungsbereich des
Artikels 10 des Protokolls zu Irland/Nordirland fallen, sofern die offentliche
Unterstutzung nachweislich den einschlégigen Handel zwischen Nordirland und der
Union beeintrachtigen kénnte. So konnte beispielsweise 6ffentliche Unterstiitzung
zugunsten eines Dienstleisters, dessen Kunden Handel treiben, der dem Protokoll zu
Irland/Nordirland unterliegt, unabhangig vom Standort des Dienstleisters in den
Anwendungsbereich des Artikels 10 des Protokolls zu Irland/Nordirland fallen.

1 Artikel 10 des Protokolls zu Irland/Nordirland.
12 Artikel 5 Absatz 9 des Protokolls zu Irland/Nordirland.
13 Artikel 12 Absatz 4 des Protokolls zu Irland/Nordirland.

14 Artikel 5 bis 9 des Protokolls zu Irland/Nordirland.



Dartiber hinaus unterwirft Artikel 10 des Protokolls zu Irland/Nordirland alle
Malnahmen zur Unterstutzung der Produktion von und des Handels mit Agrar- oder
Fischereierzeugnissen in Nordirland der Anwendung der in Anhang 5 des Protokolls
zu Irland/Nordirland aufgefiihrten Beihilfevorschriften der Union, wenn diese
MaRnahmen den einschldgigen Handel zwischen Nordirland und der Union
beeintrachtigen. Gleichzeitig ist in Artikel 10 Absatz 2 des Protokolls eine
Ausnahme von der Anwendung des Unionsrechts bis zu einem festgelegten
jahrlichen  GesamtforderhOchstbetrag  vorgesehen, sofern ein  bestimmter
Mindestprozentsatz der freigestellten Forderung den Bestimmungen des Anhangs 2
des WTO-Ubereinkommens Uber die Landwirtschaft entspricht. Der genannte
Hochstbetrag und der Mindestprozentsatz wurden vom Gemeinsamen Ausschuss
(Europaische Union und Vereinigtes Konigreich) mit Beschluss Nr. 5/2020 vom
17. Dezember 2020 festgelegt.®> Auf alle MaBnahmen zur Férderung der Produktion
von und des Handels mit Agrar- und Fischereierzeugnissen in Nordirland, die nicht
unter die Ausnahme fallen und sich auf den einschlagigen Handel zwischen
Nordirland und der Union auswirken, ist Artikel 10 Absatz 1 des Protokolls zu
Irland/Nordirland anwendbar.

Fur die Zwecke der Anwendung des Artikels 10 des Protokolls zu Irland/Nordirland
ist der Begriff ,,Beeintrachtigung des Handels* in dieser Bestimmung im Sinne des
Artikels 107 Absatz 1 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Européischen Union
zu verstehen.

Am 17. Dezember 2020 veroffentlichte die EU die folgende einseitige Erklarung in
dem gemaR Artikel 164 des Austrittsabkommens eingesetzten Gemeinsamen
Ausschuss: ,,Bei der Anwendung von Artikel 107 AEUV auf die in Artikel 10
Absatz 1 des Protokolls genannten Situationen tragt die Europdische Kommission
der Tatsache, dass Nordirland wesentlicher Bestandteil des Binnenmarkts des
Vereinigten Konigreichs ist, gebiuhrend Rechnung. Die Européische Union betont,
dass eine Beeintrachtigung des Handels zwischen Nordirland und der Union, der
Gegenstand dieses Protokolls ist, in keinem Fall nur hypothetisch sein, vermutet
werden oder ohne echten und unmittelbaren Bezug zu Nordirland sein kann. Es
muss dargelegt werden, warum die MaBnahme geeignet ist, eine solche
Beeintrachtigung des Handels zwischen Nordirland und der Union zu bewirken, und
zwar auf der Grundlage der tatsachlichen vorhersehbaren Auswirkungen der
MaBnahme*, *°

Mit dieser Erklarung wird der Anwendungsbereich des Artikels 10 Absatz 1 des
Protokolls zu Irland/Nordirland prézisiert. Sie beruhrt jedoch nicht die Auslegung
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Beschluss Nr.5/2020 des mit dem Abkommen Uber den Austritt des Vereinigten Konigreichs
GroRbritannien und Nordirland aus der FEuropdischen Union und der Européischen
Atomgemeinschaft eingesetzten Gemeinsamen Ausschusses vom 17. Dezember 2020 zur
Festlegung des anfanglichen freigestellten jahrlichen Gesamtférderhdchstbetrags und des
anfanglichen Mindestprozentsatzes gemalR Artikel 10 Absatz 2 des dem Abkommen Uber den
Austritt des Vereinigten Konigreichs Grol3britannien und Nordirland aus der Européischen Union
und der Européischen Atomgemeinschaft beigefuigten Protokolls zu Irland/Nordirland (ABI. L 443
vom 30.12.2020, S. 13).

https://ec.europa.eu/info/publications/unilateral-declarations-eu-and-uk-application-unions-state-aid-

rules-under-article-10-ie-ni-protocol_en.



https://ec.europa.eu/info/publications/unilateral-declarations-eu-and-uk-application-unions-state-aid-rules-under-article-10-ie-ni-protocol_en
https://ec.europa.eu/info/publications/unilateral-declarations-eu-and-uk-application-unions-state-aid-rules-under-article-10-ie-ni-protocol_en

des Begriffs ,,Beeintrdchtigung des Handels® durch die Unionsgerichte, die im
Folgenden erldutert wird.

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Formulierung ,,in
keinem Fall nur hypothetisch sein, vermutet werden oder ohne echten und
unmittelbaren Bezug zu Nordirland sein kann* und die Erlduterung, dass eine solche
Feststellung  ,auf  tatsachlichen  vorhersehbaren  Auswirkungen  der
MaBnahme* griinden muss, die obige Wendung ,,Beeintrachtigung des Handels
zwischen Nordirland und der Union, der Gegenstand dieses Protokolls
ist, prézisieren. Diese Prézisierung steht voll und ganz im Einklang mit der
Rechtsprechung der Unionsgerichte (siehe unten), wonach eine Beeintréchtigung
des Handels nicht nur hypothetisch sein oder vermutet werden kann, sondern
nachgewiesen werden muss und sich auf den einschlagigen Handel erstrecken muss,
d. h. im Falle des Artikels 10 Absatz 1 des Protokolls zu Irland/Nordirland auf den
Handel zwischen Nordirland und der Union.

In der Erklarung wird daher der Begriff der ,,Beeintrdchtigung des Handels* in der
Auslegung durch die Unionsgerichte prézisiert, aber nicht geéndert.

1.1. Der Begriff der staatlichen Beihilfe

Gemal} der Bekanntmachung der Kommission zum Begriff der staatlichen
Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 des Vertrags (Uber die
Arbeitsweise der Europaischen Union'’ muss fiir die Feststellung einer
Beeintrachtigung des Handels ,,nicht festgestellt werden, dass die Beihilfe
tatsdchlich Auswirkungen auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten hat,
sondern lediglich, ob sie Auswirkungen auf diesen Handel haben kénnte. Die
Unionsgerichte haben insbesondere entschieden, dass, ,wenn eine von einem
Mitgliedstaat gewdhrte Finanzhilfe die Stellung eines Unternehmens
gegeniiber anderen Wettbewerbern im unionsinternen Handel starkt, dieser als

von der Beihilfe beeinflusst erachtet werden® muss*.*®

Die Rechtsprechung begriindet somit die Vermutung, dass eine
Beeintrachtigung des Handels vorliegt, sobald eine finanzielle Unterstiitzung
aus staatlichen Mitteln die Stellung eines Unternehmens gegeniiber anderen
Unternehmen auf einem Handelsmarkt starkt™. Ersatzweise liegt eine
Beeintrachtigung des Handels vor, wenn es zumindest denkbar ist, dass der
Beihilfeempfanger mit in  anderen  Mitgliedstaaten  ansdssigen
Wirtschaftsteilnehmern im Wettbewerb steht. Der Gerichtshof hat dazu
Folgendes festgestellt: ,,Eine ... Beihilfe verfalscht den Wettbewerb, weil sie
die finanzielle Position und die Handlungsmdglichkeiten  der
Empféngerunternehmen gegentiber ihren keine Beihilfe erhaltenden
Wettbewerbern  starkt.  Wenn  sich  diese  Auswirkungen im
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Bekanntmachung der Kommission zum Begriff der staatlichen Beihilfe im Sinne des Artikels 107
Absatz 1 des Vertrags uber die Arbeitsweise der Européischen Union (ABI. C 262 vom 19.7.2016,
S. ).

A.a.0., Rn. 190 (FuRnoten nicht wiedergegeben).

Rechtssache 730/79, Philip Morris/Kommission, ECLI:EU:C:1980:209, Rn. 11.



innergemeinschaftlichen Handel zeigen, wird dieser durch die Beihilfe

beeintrichtigt*. %

Beihilfen konnen selbst dann den Handel innerhalb der Union
beeintrdchtigen, wenn das Unternehmen, das die Beihilfe erhdlt, fast seine
gesamte Produktion aus der Union ausfihrt.” Denn dadurch wirde das
Unternehmen, das die Beihilfe erhalt, im Vergleich zu anderen Unternehmen
der Union einen Wettbewerbsvorteil erhalten. Darlber hinaus hat das Gericht
klargestellt, dass die Beeintrachtigung des Handels mit Ausnahme von Féllen,
die unter die De-minimis-Regelung fallen, keiner Signifikanzprifung gentigen
muss.”> Selbst eine sehr geringfiigige oder sogar nur eine mégliche
Beeintrachtigung des Handels reichen aus.?® Es reicht jedoch nicht aus, wenn
solche Auswirkungen auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten rein
hypothetischer Natur sind oder lediglich vermutet werden, da sie
nachgewiesen werden miissen.”* Dies schliet zum Beispiel MaRnahmen mit
rein lokalen Auswirkungen vom Anwendungsbereich der Beihilfevorschriften
aus.> Und schlieBlich schlieRt die Tatsache, dass eine Beihilfe allen
Wirtschaftsteilnehmern eines bestimmten Wirtschaftssektors gewéhrt wird,
nicht aus, dass sie Auswirkungen auf den Handel hat, da die Begunstigten
beispielsweise fur Kosten entschadigt werden, die sie ansonsten hatten tragen
mussen.

1.2.  Zum Begriff der Beeintrachtigung des Handels zwischen Nordirland und
der Union

Damit eine Beihilfe den Handel zwischen Nordirland und der Union
beeintrachtigen  kann, muss sich  der Beihilfeempfanger  nicht
notwendigerweise in den EU-Mitgliedstaaten oder Nordirland befinden und
auch nicht unbedingt unmittelbar am Handel zwischen Nordirland und der
Union teilnehmen.

Vielmehr kann jede von einem Mitgliedstaat oder dem Vereinigten
Konigreich gewéhrte Beihilfe diesen Handel beeintrachtigen, wenn sie
Auswirkungen auf die Mdglichkeiten der in dem anderen Markt anséssigen
Unternehmen hat, einen solchen Handel zu treiben, oder wenn sie die
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Rechtssache C-310/99, Italien/Kommission, ECLI:EU:C:2002:143; Rechtssache T-291/11,
Portovesme/Kommission, ECLI:EU:T:2014:896 und Rechtssache T-308/11,
Eurallumina/Kommission, ECLI:EU:T:2014:894.

Rechtssache C-142/87, Belgien/Kommission (,,Tubemeuse*), ECLI:EU:C:1990:125.

Rechtssache T-55/99, CETM/Kommission, ECLI:EU:T:2000:223, Rn.86. Zusammenfassung,
Ziffer 6.

Rechtssache C-518/13, Eventech, ECLI:EU:C:2015:9; Rechtssache C-706/17, Achema u.a.,
ECLI:EU:C:2019:407; Rechtssache C-659/17, Azienda Napoletana Mobilita,
ECLI:EU:C:2019:633; Rechtssache T-578/17, a&o hostel und hotel Berlin/Kommission,
ECLI:EU:T:2019:437.

Rechtssache T-728/17, Marinvest und Porting/Kommission, ECLI:EU:T:2019:325, Rn. 81.

A.a. 0., Rn. 196.



Féahigkeit des Empfangers zum Zutritt auf den Markt der Union oder
Nordirlands verbessert.”® Inshesondere konnen auch Beihilfen, die das
Vereinigte Konigreich Unternehmen gewéhrt, die nicht in Nordirland ansassig
sind, unter Artikel 10 des Protokolls zu Irland/Nordirland fallen, wenn sie sich
nachweislich auf den einschlagigen Handel zwischen Nordirland und der
Union auswirken kdnnten. Dies kénnte insbesondere dann der Fall sein, wenn
das Unternehmen in Nordirland tétig ist oder mit Nordirland handelt, da die
Beihilfe die Moglichkeiten der Wettbewerber der Union, auf diesem Markt
tatig zu sein, einschranken koénnte.

Folgende MaRnahmen wirden beispielsweise wahrscheinlich den Handel
zwischen Nordirland und der Union beeintrachtigen:

- eine Steuerregelung, mit der allen Unternehmen, die mit Nordirland
Handel treiben, ein direkter oder indirekter VVorteil gewahrt wird;

- Anreize fur die Finanzdienstleistungsbranche, die es Herstellern oder
Stromunternehmen, die im Handel zwischen Nordirland und der Union
tatig sind, ermdglichen wirden, Zugang zu ginstigeren Krediten zu
erhalten und dadurch einen Vorteil gegentber ihren Handelspartnern zu
erlangen;

- Beihilfen flr in Schwierigkeiten befindliche Hersteller, deren Waren in
Nordirland verkauft werden.

ARTIKEL 5 ABSATZ 6 DES PROTOKOLLS ZU IRLAND/NORDIRLAND.

In Artikel 5 Absatz 6 des Protokolls zu Irland/Nordirland werden besondere
MaRnahmen im Zusammenhang mit dem Protokoll zu Irland/Nordirland
festgelegt?’. Soweit diese MaBnahmen sich auf den einschlagigen Handel zwischen
Nordirland und der Union auswirken (d.h. Handel mit Waren und
Stromgrof3handel), unterliegen sie den Bestimmungen des Artikels 10 des Protokolls
zu Irland/Nordirland Uber staatliche Beihilfen.

Das Vereinigte Konigreich kann somit, wie in Artikel 5 Absatz 6 des Protokolls zu
Irland/Nordirland vorgesehen, auf Zollschulden verzichten oder sie Handlern
erstatten, allerdings nur im Einklang mit den EU-Beihilfevorschriften. Zu diesem
Zweck missten Erstattungen von mehr als 200 000 EUR Uber einen Zeitraum von
drei Jahren (d. h. tber der De-minimis-Schwelle) bei der Européischen Kommission
angemeldet werden, auBer wenn eine Ausnahme gilt.

Bei der Prufung der Vereinbarkeit solcher Beihilfemanahmen bertcksichtigt die
Europaische Kommission die Umstande in Nordirland in angemessener Weise. 8
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Verbundene Rechtssachen C-197/11 und 203/11 Libert u. a., ECLI:EU:C:2013:288.

Erstattung von Z6llen fur nach Nordirland verbrachte Waren durch das Vereinigte Konigreich; das
Erlassen von Zollschuld, die auf nach Nordirland verbrachte Waren angefallen ist, durch das
Vereinigte Konigreich; die Einfihrung von durch das Vereinigte Konigreich Regelungen in Bezug
auf Umstdnde, nach denen Zolle auf Waren, die ,nachweislich nicht in die Union verbracht
wurden®, erstattet werden; die Entschiddigung von Unternehmen, um die Auswirkungen der
Anwendung dieser Bestimmungen (durch das Vereinigte Konigreich) auszugleichen.

Artikel 5 Absatz 6 des Protokolls zu Irland/Nordirland.
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Die Website der Européischen Kommission zu den EU-Beihilfevorschriften
(https://ec.europa.eu/competition/state_aid/overview/index_en.html) enthélt allgemeine
Informationen Uber die Rechtsvorschriften der Union Uber staatliche Beihilfen. Diese
Seiten werden bei Bedarf aktualisiert.

Européische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb


https://ec.europa.eu/competition/state_aid/overview/index_en.html

	A. Seit dem Ende des Übergangszeitraums anwendbare Vorschriften
	1. Beihilfeverfahren
	2. Materiellrechtliche Bestimmungen über staatliche Beihilfen
	B. Anwendbare Vorschriften für Beihilfen, die den Handel zwischen Nordirland und der Europäischen Union beeinträchtigen
	1. Artikel 10 des Protokolls zu Irland/Nordirland.
	1.1. Der Begriff der staatlichen Beihilfe
	1.2. Zum Begriff der Beeinträchtigung des Handels zwischen Nordirland und der Union

	2. Artikel 5 Absatz 6 des Protokolls zu Irland/Nordirland.

